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Beschlußempfehlung und Bericht 
des Ausschusses für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 
(18. Ausschuß) 

zu dem Gesetzentwurf des Abgeordneten Klaus-Jürgen Warnick 
und der Gruppe der PDS 
- Drucksache 13/2580 - 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Wohngeldgesetzes 

A. Problem 

Das Wohngeld dient der wirtschaftlichen Sicherung angemes-
senen und familiengerechten Wohnens. Diese Funktion kann das 
Wohngeld nur erfüllen, wenn es von Zeit zu Zeit an die sich än-
dernden Verhältnisse - insbesondere Lebenshaltungskosten und 
Wohnungsmieten - angepaßt wird. Je weiter die letzte Wohngeld-
anpassung zurückliegt, desto stärker nimmt die reale Wohnkauf-
kraft des Wohngeldes ab. In einzelnen Fällen geht der Wohngeld-
anspruch sogar ganz verloren. Um diese Wirkung abzumildern, 
schlägt die Gruppe der PDS im vorliegenden Gesetzentwurf vor, im 
Vorgriff auf eine allgemeine Wohngeldanpassung für die Zeit vom 
1. Januar bis 30. Juni 1996 die Miethöchstbeträge des § 8 WoGG 
anzuheben und einen Inflationsausgleich bei der Einkommens

-

ermittlung einzuführen. Dabei übernimmt sie einen Vorschlag des 
Bundesrates vom April 1995, ohne zu berücksichtigen, daß jede 
Wohngeldrechtsänderung eine Vorlaufzeit von mehreren Mona-
ten benötigt und die Geltungsdauer des Wohngeldsondergesetzes 

im Rahmen des Mietenüberleitungsgesetzes bis zum 31. Dezem-
ber 1996 verlängert worden ist. 

B. Lösung 

Der Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 
schlägt mit den Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU, SPD und 
F.D.P. gegen die Stimmen der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-

NEN und der Gruppe der PDS vor, den Gesetzentwurf abzulehnen. 

Mehrheitsentscheidung im Ausschuß 
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C. Alternativen 

Die Gruppe der PDS besteht auf der Annahme ihres Gesetzent-

wurfs. 

D. Kosten 

Keine 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf in Drucksache 13/2580 abzulehnen. 

Bonn, den 1. Dezember 1995 

Der Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 

Werner Dörflinger 

Vorsitzender 

Wolfgang Spanier 

Berichterstatter 

Norbert Otto (Erfurt) 

Berichterstatter 
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Bericht der Abgeordneten Wolfgang Spanier und Norbert O tto (Erfurt) 

I.  

Der Deutsche Bundestag hat in seiner 64. Sitzung am 
26. Oktober 1995 den von dem Abgeordneten Klaus-
Jürgen Warnick und der Gruppe der PDS einge-
brachten Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des 
Wohngeldgesetzes - Drucksache 13/2580 - im ver-
einfachten Verfahren an den Ausschuß für Raumord-
nung, Bauwesen und Städtebau zur federführenden 
Beratung und zur Mitberatung an den Rechtsaus-
schuß, an den Finanzausschuß, an den Ausschuß für 
Familie, Senioren, Frauen und Jugend sowie an den 
Haushaltsausschuß, diesem auch zur Beratung nach 
§ 96 GO-BT, überwiesen. 

Der Rechtsausschuß empfiehlt mehrheitlich gegen 
die Stimmen der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRU-
NEN und der Gruppe der PDS, den Gesetzentwurf ab-
zulehnen. 

Der Finanzausschuß hat auf eine Mitberatung ver-
zichtet. 

Der Ausschuß für Familie, Senioren, Frauen und 
Jugend empfiehlt mit den Stimmen der Fraktionen 
der CDU/CSU, SPD und F.D.P. gegen die Stimmen 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der 
Gruppe der PDS, den Gesetzentwurf abzulehnen. 

Der Haushaltsausschuß hat mehrheitlich mit den 
Stimmen der Koalitionsfraktionen bei Enthaltung der 
Stimmen der Fraktionen SPD und BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN gegen die Stimme der Gruppe der PDS 
empfohlen, den Gesetzentwurf abzulehnen. 

Der Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und 
Städtebau hat den Gesetzentwurf in seiner 24. Sit-
zung am 29. November 1995 beraten. Er empfiehlt 
mit den Stimmen der Fraktionen CDU/CSU, SPD 
und F.D.P. gegen die Stimmen der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der Gruppe der 
PDS, den Gesetzentwurf abzulehnen. 

II.  

Der Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und 
Städtebau ist übereinstimmend der Ansicht, daß fünf 
Jahre nach der letzten Leistungsnovelle die Zeit für 
eine allgemeine Wohngeldanpassung reif ist. Diese 
Wohngeldnovelle muß gleichzeitig die Vereinheit-
lichung des Wohngeldrechts in den neuen und alten 
Ländern herbeiführen und zu einer Vereinfachung 
dieser immer komplizierter gewordenen Rechtsmate-
rie beitragen. 

Der Ausschuß ist aber in seiner großen Mehrheit da-
von überzeugt, daß der vorliegende Gesetzentwurf 
zu einer Lösung dieser Aufgabe nichts beitragen 
kann. Dieser Gesetzentwurf übernimmt einen Vor

-

schlag, den der Bundesrat im April 1995 im ersten 
Durchgang des Mietenüberleitungsgesetzes ge-
macht hat. Mittlerweile kann dieser Vorschlag, der 
erst Mitte Oktober 1995 eingebracht worden ist, 
schon wegen Zeitablaufs nicht mehr verwirklicht 
werden, da auch eine beschränkte Änderung des 
Wohngeldrechts einen zeitlichen Vorlauf von meh-
reren Monaten benötigt. Diese Härtefallregelung 
könnte also nur wenige Wochen praktiziert werden. 
Die Wohngeldstellen und die Wohngeldbezieher 
würden in große Schwierigkeiten geraten. Im übri-
gen ist dieser Vorschlag des Bundesrates durch den 
bei der Beratung des Mietenüberleitungsgesetzes 
gefundenen Kompromiß überholt. Danach wird an- 
gestrebt, daß die Wohngeldrechtsnovelle bereits im 
Jahr 1996 wirkt; dabei kann ein Teil der Nove lle 
zur Vermeidung von Härtefällen in den westlichen 
Ländern vorgezogen werden (vgl. Beschlußempfeh-
lung und Bericht des 18. Ausschusses, Drucksache 
13/1396 S. 14). Der Ausschuß für Raumordnung, Bau-
wesen und Städtebau geht daher davon aus, daß die 
Bundesregierung den Entwurf einer Wohngeldge-
setznovelle im Laufe des Frühjahrs 1996 vorlegt. 

Die Fraktion der SPD hat im Ausschuß darüber hin-
aus deutlich gemacht, daß sie nach wie vor eine Här-
tefallregelung für die alten Länder inhaltlich für not-
wendig halte, daß sie aber unabhängig von der feh-
lenden Realisierbarkeit den Gesetzentwurf auch des-
halb ablehne, weil eine beschränkte Härtefallrege-
lung zum jetzigen Zeitpunkt die dringend notwen-
dige Gesamtreform verhindern würde. Die Fraktion 
der SPD ist besorgt, weil die Bundesregierung trotz 
der ständigen Ankündigungen des Bundesministers 
für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau weder 
im Haushaltsplan 1996 noch in der mittelfristigen Fi-
nanzplanung die für eine Wohngeldnovelle notwen-
digen Mittel vorgesehen habe. 

Die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN hält den 
Gesetzentwurf ebenfalls für nicht geeignet, realisiert 
zu werden. Sie stimmt trotzdem für den Gesetzent-
wurf, weil sie darin eine Aufforderung an den Bun-
desminister für Raumordnung, Bauwesen und Städ-
tebau sieht, seine Ankündigungen wahrzumachen 
und zügig einen Gesetzentwurf vorzulegen. Diese 
Novelle soll nicht nur das normale, sondern auch das 
pauschalierte Wohngeld angemessen verbessern. 

Die Gruppe der PDS hält an ihrem Gesetzentwurf 
fest. Sie leugnet nicht, die vorgelegte Härtefallrege-
lung vom Bundesrat übernommen zu haben. Diese 
sei dringend erforderlich, weil die Mieter in den alten 
Ländern mit den gestiegenen Mieten nicht mehr zu-
rechtkämen. Die Gruppe der PDS habe bei den 
Haushaltsberatungen 1996 auch entsprechende Mit-
tel gefordert. 

Bonn, den 1. Dezember 1995 

Wolfgang Spanier 
Berichterstatter 

Norbert Otto (Erfurt) 


